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Stadt Leonberg PI.Ber. 0·8. 01 - 11 

Bebauungsplan M 1:500 
" Südlich der Ditzinger Straße " 

Bezugspläne: Bebauungsplao: Erweiterung des Ortsbauplanes östlicher Tei l zw. 
Weinbergstr. u. Tingshausenstr. · 
rechtskräftig seit 02. 02. 1954 

Bebauungsp!an: Tingshausenstraße II 

Verfahrensv ermerke: 

Zur Aufstellung gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
~ 'beschlossen 

-
Zu~ öffentlichen Au$legung gern.§ 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen 

Auslegung bekanntgemacht 

Öffentlich ausgelegt vom 

Als Satzung gern. § 10 BauGB 
vom Gemeinderat beschlossen 

r 

11. 08.1997 

Geprüft gern.§ :11 BauGB vom Regierungspräsidium 

rechtskräftig seit 29. 09. 1967 

am 22. 07.1997 

am 22.07.1997 

am 31. 07. 1997 

bis 12.09.1997 

am 17.0 3.19 98/ oz . 03.1999 

Stuttgart mit Erlaß Nr. vom 

Bekanntgemacht und in Kraft getreten 

Ausgefertigt: Leonberg, den 

am 26.03.199 6· 

l8 . 03.1998 

.J 

gez. 
Schultheiß 
Erster Bürgermeister 

1 ; Mit lnkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle anderen Vorschriften außer Kraft, 
dies gilt unsbesondere für die o.a. Bezugspläne. 

Rechtsgrundlage dieses Bebauungsplanes sind: 

Das Baugesetzbuch ( BauGB ) vom 08. 12.1986 .( BGBI. I S. 2253 ) 
Die Baunutzungsverordnung ( BauNVO ) vom 23.01 .1990 ( BGBI. I S. 132 ) 
Die Planzeichenverordnung ( Planz V 90 ) vom 18.12.1990 ( BGBI. I S. 58 ) 
Die Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 8 08.1995 ( G.BI.S. 617 ) 

Sowie die jeweiligen ergänzenden Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften. 
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ZEICHENERKLÄRUNG 
Weitergehende Gliederungen und Beschrankungen der Festseizungen und Vorschriften, die 
durch die Planzeichen dargestellt werden, sind im Texttell aufgetohrt oder Im Lageplan einge· 
tragen. 

Art der baulichen Nutzung { § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1 • 11 BauNVO ) 

WA Allgemeine Wohngebiete ( WA 1. WA2. WA3 ) ( § 4 BauNVO ) 

Beschränkung der Zahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

WA2 

2Wo 

Beschrankung auf 2 Wohnungen { 2 WO ) 

pro Wohngebaude im Baugebiet WA 2 

Maß der bayl!chen Nutzung { § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 • 21a BauNVO) 

Belspieletor den Eintrag in die Nutzungsschablone bzw. in die Oberbaubaren 
Grundstocksflachen. 

0,4 

0,8 

HbA 

TH 

FH 

OK 

OK max. 

OKmln. 

Grundflächenzahl { GRZ ) ( § 19 BauNVO) 

Geschoßflachenzahl ( GFZ ) ( § 20 BauNVO ) 

Höhe baulicher Anlagen ( HbA ) ( §§ 16 u. 18 BauNVO ) 

• Traufhohe als Höchstmaß c TH 1. TH 2 und TH 3) 

· Firsthöhe als Höchstmaß 

. Dachoberkante als Höchstmaß 

Sei FestGelzung afs HOclist· und Minerestmaß 

· Dachoberkante als Höchstmaß 

· Dachoberkante als Mindestmaß 

Bauweise ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BaoNVO) 

0 

a 

offene Bauweise ( § 22 Abs 1 u. 2 BauNVO ) 

offene Bauweise ( § 22 Abs. 2 BauNVO ) 
• nur Einzel· u. Doppelhauser zullissig 

abweichende Bauweise 1 a 1, a 2) ( § 22 Abs. 4 BauNVO ) 

Überbaubare Gmndstückjjflächen. Bauarenzen. Baulinien 
( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB. § 23 BauNVO) 

..--
nicht Oberbaubare Grundstucksflachen 

-.. l;berbaubare Grundstucksnachen 
......... 

1---- Baugrenze ( § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO ) 

Stellung bay!ic;her Anlagen ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Firstrichtung des Hauptbaukörpers 



Gemei11bedarlsllschen c Gb 1, G!l2 1 
• lWed\bestJmmung slehe T exttel -

Vertsehrsf llchen sowi!l \l!ulsehrsfllcben besonderer ZWeckbestimmung 
( § 9Abs. 1 Nr. 11 BauGB} 

-.. -

Straßenflache 

Gehwegnilehe oder Rad-, Feld· und Fußweg 

öffentlicl1e Parkplätze 

Verkehrsflachen besonderer Zweckbesttmmug 
• Mlschverkehrsftache 

Gnmanlagen als Bestandteil von Verkehrsanlagen 
( § 127 Abs. 2 BauGB) 

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt zur Verkehrsflache 

flächen !Or Versorgunguniagon ynd die Abfallentsorgung 
( § 9 Abs. 1 Nr. 12 u. Nr. 14 BauGB) 

I Umspannsialion 

Aufstellung von Rohstoffcontainern 

Öffgntllche und privat• GrünOiW.a ( § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB ) 

Offentliehe GrOnflache 
• Zweckbestimmung siehe Eintrag im Lageplan • 

private GrOnn3che 
- Zweckbestimmung siehe Eintrag im Lageplan -

flächen für Aufschlltlungcn yod Abg!ft_bJ!J.!9tll ( § 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB} 

AufschOttungen • Erdwall • 

Mit Leityngsrecbten zu belastende Flächen ( § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB ) 

Leitungsredlt zugunsten der Allgemeinheit 

E!jlcben für Stellplätze und Garagen ( § 9 Abs 1 Nr. 4 BauGB ) sowie 
flilcbcp fOr GeroejnscbaftsanllQM ( § 9 Abs. 1 Ne. 22 BauGB ) r-__ -;t--=-J1 Gemeinschaftsstellplatze 

• als Gemeluschaftsanlageo ror Baugebietstell WA 1 -



P11anzgebote und. zblndungtl) ( § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB ) 

Pnanzgebot fOr Einzelbaume 

~ laubbaurnpftsnzungen 

Obstbaumpflanzungen 

Pnanzgebot ( pfg ) für flachenhafte Anpflanzungen 

Pflanzbindung tor Einzelbaume 

Ell!chan für AyfschOttuogen und Abgrabungen und Stützmauern zur Herstal!yng 
d.lll Straßenkörpers ( § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGS) 

II • II • I ' D a I " AufschOllungen 

Str. Straße 

_j II ü ai II II .I .I Abgrabungen 

IUuml!cher Geltungsbareleb ( § 9 Abs. 7 BauGB ) 

AbgtenzunallD 

• • • • • Abgrenzungen unterschiedlicher Festsetzungen des 
Maßes der baulichen Nutzung sowte 
der Zahl der zulassigen Wohnungen 

Abgrenzungen unterschiedlicher Festsetzungen der 
Hohe baulicher Anlagen 

SOnstige Vorschriften (ÖrtliChe Bauvorsdlnften) 

so 

OF 

ON 

GT 

Satteldach ( SO 1 und SO 2 ) 

Dachform • siehe Textteil 

Dachneigung 

Gebaudet~efe 

Hiefmil wiiG emllio:h begla•Jtllgt. daß die .a..:_,.,. Abl<cfll""g 
m~ demOfigin<lldel ~ 
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Filiischema der N utzungsscbablone 

GRZ GFZ 

Bauweise Dach, ON 

Kennzeichnungen ( § 9 Abs. 5 BauGB) 

X X X X 

t 
Allgemeine P!apzelchen; 

430 

431.67 

431,67 

Flächen, bei deren Bebauung besondere Ver­
kehrungen gegen äußere Einwirkungen erforder-
lich sind. ( U!rmimmissionen der Kreisstraße und des 
Bahnbetriebs ) 

Höhenlinie 0. NN 

gemessene Gelandehöhen a. NN 

fest9e1egte Straßenhöhe 0. NN 

kleiner gletch (Höchstmaß) 

bestehende Gebäude 



TEXTTEIL 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden in Erganzung der Eintragungen im 
Lageplan folgende Festsetzungen getroffen: 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen (BauGB, BauNVO) 

1. Art der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 

1.1 Allgemeine Wohngeblgte ( WA 1. WA 2. WA 3 l ( § 4 BauNVO ) 
ln den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten sind die Nutzungen nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 1 - 3 BauNVO zugelassen. 
Die als Ausnahmen aufgeführten Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 - 5 BauNVO sind 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig. { § 1 Ab$. 6 Nr. 1 BauNVO) 

Hinweis: Beschranl<ung der Zahl der höchstzulassigen Zahl der Wohnungen in Wohn-
gehauden in den Baugebietsteilen WA 2 siehe Nr. I. 8 des Textteiles. 

2. Maß der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO ) 

2.1 Grundfläcbenzah!. Grundfläche ( § 19 BauNVO ) 
( siehe Eintrag in der Nutzungsschablone ) 

Ausnahme: Eine weitere Überschreitung der :zulässigen Grundflachenzahl nach § 19 Abs. 4 
BauNVO um 0,1 durch Garagen und Stellplatze mit ihren Zufahrten, Nebenan­
lagen im Sinne des § 14 BauNVO und baulichen Anlagen unterhalb der Ge­
landeoberflache, durch die das Baugrundstock lediglich unterbaut w ird, kann 
zuglassen werden , wenn die Überschreitung durch notwendige Garagen, die 
unterhalb der Geländeoberflache hergestellt werden, bedingt ist und die Garagen 
mit Erdmaterial eingedeckt werden , so daß die Auswirkungen auf die natürliche 
Funktion des Bodens gemindert sind ( § 19 Abs. 4 BauNVO ). 

2.2 Geschoßflächenzah l. Geschoßfläche ( § 20 BauNVO ) 
( siehe Eintrag in der Nutzungsschablone ) 

a. Bei der Ermittlung der Geschoßfläche sind die Flachen von Aufenthaltsräumen in 
anderen Geschossen ( Untergeschosse und oberste Geschosse ) einschließlich der 
zu ihnen gehörenden Treppenraume und einschließlich ihrer Umfassungswande nicht 
mitzurechnen ( § 20 Abs. 3 BauNVO ). 

b .. Bei der Ermittlung der Geschoßfläche bleiben die Flächen von Stellplatzen . 
und Garagen in Vollgeschossen unberücksichtigt. ( § 21 a Abs. 4 Nr. 3 BauNVO ) 

2.3 Maßgebende Grundstücksfläche ( § 19 Abs. 3 BauNVO ) 
Zur maßgebenden Grundstücksfläche sind die Flächenanteile an außerhalb des Bau­
grundstückes festgesetzten Gemeinschaftsanlagen nach § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB hin­
zuzurechnen. ( § 21 a Abs. 2 Bau NVO) 

2.4 Höhe baulicher Anlagen < HbA ) ( §§ 16 und 18 BauNVO} 
( siehe Eintrag in den Oberbaubaren GrundstOckflachen ) 

a. Traufuöhen ( TH ) 

Oie Traufhöhen sind als Höchstmaße festgesetzt und uber der angegebenen Bezugshöhe 
bis zum Schnitt der Außenwand des Hauptbaukörpers mit der Dachhaut festgelegt· 

TH 1 == Die Traufhöhe des Hauptbaukörpers darf an der Talseite max1mal 6,5 m über der 
künftigen Geländeoberfläche liegen. 

TH 2 = Die Traufhöhe des Hauptbaukörpers ist im Normalnullsystem ( Höhe 0 . NN -
Neues System ) festgesetzt. 

TH 3 == Die Traufhöhe des Hauptbaukörpers darf an der Hangseite maximal 3,5 m uber 
der mittleren Straßenhöhe ( Höhe der Weinbergstr. in der Mitte des Gebäudes ) 
liegen. 

b. Firsthöben ( FH ) 

Die Firsthöhen sind als Höchstmaße Ober der angegebenen Bezugshöhe festge­
legt und gelten für die oberste Begrenzung der Dachflachen. ( z. B. First) der 
Satteldächer und geneigten Dachflachen. 

FH = Die Firsthöhe des Hauptbaukörpers darf maximal 9,5 m Ober der mittleren 
Straßenhohe ( Höhe der W einbergstr. in der Mitte dgs Geb~udes ) liegen 

t 



OK 

c Pachobc:rkantw ( OK ) 

Oie HOhen der Dachoberkanten sind sowohl als Hoehstmaße als auch in einzelnen 
Baugebietsteilen als Mlndeslmaße Ober der angegebenen Bezugshöhe fe&tgelegt 
01e festgesetzten Dachoberkanten gelten tor die Dachoberkanten im Sinne von Trauf. 
höhen (Schnitt der Außenwand des HauptbaukOrpers mit der Dachhaut ) der Dachfla­
chen und sind in den Schemazeichnungen darges~lll 
Oie Oberkante des DaChes darf bei genergten Dac.'lflachen max 1.8 m Ober die festge­
legte Höhe OK hinausragen 

OK = OK <= Höchstmaß der Dachoberkan ten 

OK .,.,,. Hochstmaß der Dachoberkanten ( bei Festsetzung eines Höchst · und 
Mindestmaßes ) 

OK m;n Mindestmaß der Dachoberkanten ( bei Festsetzung eines Höchst • und 
Mindestmaßes ) 

Nol\vendlge technische Aufbauten sind bis zu 3,0 m oberhalb der testgesetzten 
Hohen OK zugelassen. 

zurQckgutolleltes Geschoß 

zurUckgetatfelf es 
Geschoß 

- ..j 
~ 1,2m 

zurlickge.staftettes Geschoß 

1-
t 1.2m 

3 B_rulw~isc {§ 9 Abs. 1 Nr 2 SauGB, § 22 DauNVO) 

o = offene Bauweise (§ 22 Abs. 1 und 2 BauNVO) 

E, 0 = Innerhalb der offenen Bauwelse sind nur Einzel· und Doppelhauser Zu(Jclassen 

a 1 = abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 
Es sind Gebäude und GebSudegruppcn ohne Längenbeschränkung zugelassen. 
BezOglieh der seilliehen Grenlabstllnde (Abstandsllächen) gilt <tie orrena Bauweise. 

a 2 = abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 SauNVO) 
Oie Bauweise weicht Inso fern von der offenen Bauweise(§ 22,Abs 4 BouNVO) ab, 
als die Geblludeftlnoe des Hauptuaukorpcrs auf malltmal 25,0 m begrenzt tSI Zwi­
SChenbauten können Innerhalb der oberbaubaren GrundstücksOIIehr.n ?wiSChen 
zwet Hauptbaukörpern zugelassen werden, wenn sie gegenOber den Fronten der 
Hauptbaukörper um mindesten~ 1.5 m 7urücktreten und Ihre HOhe mindestens 
!>,0 m unteltlalb der festgesetzten Hohe OK max ftegf 



4. Oberbaubare Grundstücksflächen ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 eauGB, § 23 BauNVO ) 
( entsprechend Festlegung im Lageplan ) 

Baugrenzen ( § 23 Abs. 3 BauNVO ) 
Oie Gebaude sind mit Ausnahme von Garagen innerhalb der Abgrenzungen der Baugrenzen 
zu erstellen 
Eine Überschreitung der Baugrenzen um max. 1,5 m von untergeordneten B.auteilen 
kann ausnahmweise zugel~:~ssen werden. 
Gebaudeteile unterhalb der festgelegten Geländeoberflache dürfen die Baugrenzen Ober­
schreiten. 

5. Stellung baulicher Anlagen ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ) 

Oie im Lageplan zeichnerisch festgelegte Stellung baulicher Anlagen ( Firstrichtung J 
ist fOr den HauptbauKörper maßgebend. 

6. flächen für Stellplätze und (laragen ( § 9 Ai>s. 1 Nr 4 BauGB, § 12 8auNVO } 

Garagen und Stellplatze sowie Garagen unterhalb der Gelandeoberflllche sind g~nerell 
zugelassen. 
( BegrOnung der Tiefgaragen siehe Textteil Nr. I. 17.1 "pfg 4" ). 
Ofe ausgewiesenen Gemeinschafissteffplatze ( GSI ) sind nur ars o ffene oder Oberdeckte 
Stellpla~e sowie als Carports :wgelessen. 
( Gemeinschaftsstellplatze GSt siehe auch Textteil Nr. I. 15 ). 

7. flächen für den Gemeio bedad ( Gb ) ( § 9 Abs 1 Nr. 5 BauS) 

Gb 1 = Gemeinbedarfsflache der Stadt Leonberg 
Zulassig sind Gebaude und bauliche Anlagen mit Nutzungen «lr Kindergarten. 
Kinderbetreuung und Vorschule einschließlich Spielnachen und no!wendrger 
Stellplatze. 

G b 2 = Gemeinbedarfsfläche der Stadt Leonberg 
Zulässig sind Gebaude und bauliche Anlagen mit Nutzungen fur dte Allenbetreu· 
ung samt zugehörenden Dienstleistungen. Nutzungen fur kulturelle, soziale und 
gesundheitliche Zwecke und Personalwohnungen . 
Im Erdgeschoß sind zusatzliehe Nutzungen entsprechend den F'estsetzungen fOr 
den Baugebietsteil Gb 1 «Jr Ktndergarten zugelassen. 

8. Bescbrllnkung der Zahl der Wobnungen ( § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

W.A1. 
2Wo 

ln den Saugebietsteilen WA 2 ist die Zahl der höchstzulässigen Wohnungen 

aus stadtebaulichen GrOnden auf 2 Wohnungen pro Wohngebaude 
( Elnzelhaus, Doppelhaushallte oder Reihenhaus ) beschrankt. 

9. verkebrsflächen. sowie Yerkehrsf!äcbto besonderer Zweckbestimmung 
( § 9 Ab$, 1 Nr. f f BauGB J - ( siehe F estlegung Im Lageplan } 

Von der Im Lageplan dargestellten Auf- bzw. Unterteilung der öffentlichen VerKehrsflachen 
mit den dazugehörigen M~:~ßen sowie von den ausgewiesenen Bäumen in den VerKehrs­
flachen kann beim Straßenausbau abgewichen werden, wenn dies mit den GrundzOgen der 
Planung vereinbar ist. 
Mischverkehrsftachen: Die festgelegten Mischverkehrsflachen dienen dem ~lieger­

und FußgängerverKehr und können zur optischen Gliederung 
mit unterschiedlichen Belägen und Bepflanzungen gestaltet 
werden. 

Erdwall. Der Erdwall innerhalb der Verkehrsgranflache dient der Gestaltung 
und teilweisen Abschirmung ( Festsetzung siehe Textteilt Nr. 13.2 ) 



10. Vtrsorgyngsflächen ( § 9 Ab,S,. 1 Nr. 12 BauGB ) 
(entsprechend Festlegung im Lageplan) 

11. flächen für d je Abfallentsorgung ( W ) ( § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB ) 

Die festgelegten Flachen dienen der Aufstellung von Rohstoffcontainern zur Sammlung 
wiederverwenbarer Stoffe und Materialien. 

12. Öffentliche und private Grünflächen ( § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB ) 

12 1 Öffentll~he QrOnflächen 

a. Klnden!D!elplatz: 

Die ausgewiesene öffen~iche GrOnRache - Kinderspielplatz - dient ats Spielflache mit 
SpieleinriChtungen und -geraten ( z. B. Kletterturm, Hangebrtlcke. Sandkasten, Rutsche. 
Schaukel u.s. w.) fOr Kleinkinder und Kinder und kann durch Gel8ndemodell1erungen sowie 
mit Wegen und Bepflanzungen gestattet werden. 

b. Spie!ßäche • Bolz~ 

Oie ausgewiesene öffentliche Grtlnflache - Spiemache - dient Jugendlichen als Spiet­
flache und ist als RasenRache anzulegen. 
Innerhalb dieser SpieiRl!c/le sind die Anlage eines Bolzplatzes. die Aufstelfung einer 
Tischtennisplatte und die AufschOttung einet Erdwalles als lmmislonsschutzanlage jeweils 
entsprechend der Plandarstellung sowie die Anlage von Wegen zulässig. 
An der Nord-. Ost - und Westseite des Bolzplatzes sind Ballfanggitter bzw. - zaune zuge­
fassen. 

c Spielwiese 

Oie ausgewiesene öffentliche Granflache -Spielwiese· ist als Rasenflache anzulegen. 
JnneJhalb d1eser Spielwiese dOrfen SpielelnJJchtungen und .gerate ( z. B. KlelleJgertlste, 
Schaukel u s.w. ) aufgesteiH und Wege- nur mit wasserdurchlassi!jen Belagen- angelegt 
werden. 
Oie Spielwiese dient Kindern und Kleinkindern. 

d. Spiet - uod Liegewiese sowje Obstbaumwiese 

D1e ausgewlesene offentliehe Grtlnflache - Spiel - und Liegewiese sowie Obstbaumwiese -
1st zur Onsrandgestallung vorwiegend als Obstbaumwtese anzulegen und entsprechend 
der Darstellung Im Lageplan mit Obstbauman zu bepflanzen und dient zudem als Spiel -
und Liegewiese. Oie Anlage von Wegen - nur mit wasserdurchtasslgen Belägen • Ist zuläs· 
sig. ( siehe auCh Textteil Nr. I 19.1 - Obstbaumpflanzungen ·) 

e. Erdwall 
- Erdwall als Immissionsschutzanlage zur Abschirmung cler Spielfläche - ( siehe euch 
Textteilt Nr. 13.1) 

Oie ausgewiesene ötfenlliclle GrOnflac/le isl als Erdwall aufzuschOIIen und entsprechend 
pfg 1 zu bepflanzen. 

12.2 Prjyate Grünflächen 

Gartenland 

13 

14. 

Die ausgewiesene private Gronnache dient als Gartenland ( Hausgarten ) und Ist entspre­
chend zu gestallen und zu nutzen. 

Flächen für AyfscbQUyngen und Abgrabungen ( § 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB) 

13.1 Ers!wall als lmmjssjonsschytzanlage ( zur Abschirmung der Spielflache ) 
Der ausgewiesene Erdwa11 dient als Immissionsschutzanlage zur Abschirmung der Spiel­
Haehe - Bolzplatz - gegen die Wohnbebauung. 
Seine HOhe h dBf Dammklone Ober dem na!Orllchen GeJande isl entsp!ecllend dem Ein­
vag im Lageplan auszuruhren. 

13.2 Erdwall (Entlang der K 1059) 
Der ausgewiesene Erdwa11 dient zur teilweisen Abscnirmung der Verkehrsemissionen 

' der Ditzinger Str. Die jeweilige Hohe h der Oammkrone lsf im Lageplan eingetragen. 

Mit und Leilyngmchten zy belastende Flächen ( § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB ) 

Ir = Die ausgewiesene Flache des Leitungsrechtes dient der Stadt Leonberg 
zur Einlegung und Haltung von untenrdischen Ver· und Entsorgungsleilungen 
und - anlagen und ist entsprechend zu belasten. 
Oas Recht da• r "ur Dritte Obertragen werden. 



15. Flächen für Geroejnschaftsanlagen ( § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB) 

Die ausgewiesenen Gemeinschaftsstellplatze ( GSt ) sind den Baugebietsteilen WA 1 
zugeordnet 
( Zulassige Nutzungen siehe Textell Nr. I. 6 ) 

16. E!äch!ln für besondere AnlaaftD und Vorkehrungeo z yro Sch utz vor schädl ichen 
Umwelteiowirkyngeo ( § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Tellflachen des Bebauungsplangebietes entlang 
der Ditzinger Straße sowie südlich der Weinbergsltaße in der Nahe der Bahnlinie dargestellt 
und gekennzeichnet, in denen d ie schalltechnischen Orientierungswerte fOr die stadtebauliche 
Planung ( Baiblatt zu DIN 18005 Teil 1 - Schallschutz Im Stadtebau ) durch außere Emwirkun­
gen von Verkehrslärm Oberschritten sind. 
Nach DIN 4109 - Schallschutz im Hochbau - sind besondere Vorkehrungen zum passiven 
Schutz gegen Außenlärm erforderlich. 
Die Außenbauteile der Gebaude sind deshalb entsprechend den Anforderungen dieser OIN 
auszubilden oder es sind d ie Aufenthaltsraume zu den larmabgewandten Gebäudeseiten zu 
orientieren. 
Auf das Gutachten des Ingenieurbores Dr. Bender +Stahl Nr. 2946 vom Marz 1997 wird ver­
wiesen. 

17. f lächen fQr Pflanzgebote uod Pflanzb indungen ( § 9 Abs. 1 Nr. 25 eauGB) 

17.1 Pf!anzgebotl' ( § 9 Abs. 1 N'r. 25a BauGB) 

Hjnweis Im Granordnungsplan " Südlich der Ditzinger Straße " des BOros filr Landschafts.­
planung - Pe!ra Klose, Ulrike Schmidt - Hitschier - wird fOr d1e festgesetzten 
Pllanzgebote eine Auswahl geeigneter Baume und Straucher angegeben bzw 
zur Anpflanzung empfohlen. 
Auf diesen Granordnungsplan vorn 21 . 01. 1993 wird verwiesen. 

a. Pflanzgebote für Einzelbaume 

0 
Laubbaympßanzungeo 
Es sind standol1gerechte, heimische Laubbaume anzupflanzen 
und zu unterhalten. 
Der Standort der Baumpflanzung darf gegenOber der Oarstellul'\g 
im Lageplan um bis zu 2 m abweiChen. 

Obs tbaymQnanzyogen 
Es sind standortgerechte heimische Obstbaume in Reihen anzupflan­
und zu unterhalten. 
Der Staodol1 der Baumpflanzung darf gegenOber der Darstellung 
im Lageplan um bis zu 2 m abweichen. 

b. Pflanzgebote !Or nachenhafte AogOanzungen 

pfg 1 = 

pfg 2= 

pfg 3 = 

pfg 4 = 

Begrilnter Erdwall: 
Die Flache ist mit landschaftstypischen Gehölzen, Strauchern und 
Stauden dicht zu bepflanzen und so zu erhalten. 

GrOnstreifen: 
Oie Flache ist mit Obs~umen und Strauchern zu bepflanzen und 
so zu erhalten. 

Dachbegrilnung: 
Oie festgesetzten Dachflachen DF s1nd mit Ausnahme der Dachvor­
sprange bzw. DachOberstande auf einem kulturfahigem Substrat 
zu begrOnen und so zu erhalten. 
Oberftchter sowie notwendige Wege und technische AufMuten 
können ausnahmsweise ohne Begrilnung zugelassen wercien, soweit 
aer oegrunte Anteil aer uacnnache mindestens 60 % oerrag1 . 

BegrOnung der Tiefgaragen: 
Garagen unterhalb der Gelandeoberflaehe ( Tiefgaragen } sind mit 
einer mindestens 0,5 m machtigen Erdschicht einzudecken und zu 
begrOnen. 
Ein Flachenanteil von max. 25 % der TiefgaragenRache darf fOr Wege, 
Terrassen, Spielplatze u.a. befestigt oder teilbefestigl werden. 



17 2 Pflanzbindung (§ 9 Abs. 1 Nr 25 b BauGB) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind alle Baume mit einem Stammdurchmesser 
von mmdestens 0,25 m • gemessen 1m Ober dem Boden • zu erhalten, sofem niCilt andere 
Festsetzungen entgegenstehen. 
Auf die Baumschutzverordnung vom 24 12 1992 wtrd verwiesen 

a Pftaozbtndung tor Ejnze!b8U!ll@ 

8 Die Pflanzbindung lur Etnzelbaume 
e dient der Erhaltung der restgesetzten 

Einzelbaume 

18. Flächen für Aufschüttuoggn. Abgrabuoggo ynd Stützmauern zyr Herstellung 
S1U SHaßQOköroers ( § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB ) 

Böschungen und Stotzmauern. die zum Ausgleich der Höhenunterschtede zwischen den 
Baugnundstocken und den öffentliChen Verkehrsflachen erforderlich sind ( Straßenböschun­
gen ). konnen auf den Baugnundstocken angelegt werden und sind dort zu dulden Ist in der 
Planzerchnung nichts anderes festgesetzt. so gilt ein, die öffentlichen Verkehrsflachen beglet· 
tende{ 1.5 m breiter Gnundstocksstrerfen als Flache fOr dre AufschOtlungen und Abgrab\Jn· 
gen zum Allsgleich topographischer Unebenherton 

Stotz!undamente, die zum Setzen von Rabattensteinen und Randsteinen zur Abgrenzung 
zwischen OrtenUrehen Verkehrsflachen und pnvaten Grundstocl<sflachen erfordertich werden, 
sind auf den privaten Grundstocksflachen bis zu einer Breite von 0,50 m 
zu dulden. 

II. Örtliche Bauvorschriften ( § 74 LBO) 

1. Gestalterl!ls:hg Vorschriften ( § 74 Abs. 1 LBO) 

1 1 Äußert Gestaltung bau!icb!l.t.Anlaa.cn ( § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO ) 

1.1.1 Qacbgeata!lyng sowie Gestaltung der obti"Jitn Gcssbosse (§73 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1 1 1 1 !n den Baugebietsteilen WA 2. WA 3 

a. pashfo[J1l. p.asboplgung 
( Entsprechend Einttag im Lageplan ) 

Hauotgebaude· 

so 1u. 2 = 

Garageo: 

Es sind nur Satteldach er und versetzte Sattelelacher mit der rn der 
NutzungSSChalone eingetragenen Dachneigung zulasslg. 
Ausnahmsweise sind andere Dachformen auf Erkem. Vorbauten und 
untergeordneten Zwischenbauten zugelassen. 

Garagen und Oberdeckte StellpUltze sind in Dachform und Dachneigung entweder dem 
jeweiligen Hauptgebaude anzupassen oder mit einem begrOnten Flachdach zu erstellen 

b pachdcckyng 

Bel Satteldachern ist nur Z'regeldecllung Oder Betondachstein in den Farben naturrot Oder 
rotbraun zugelassen 
Oie lnstanation von Systemen zur Gewinnung von Sonnenenergie ast zu lassag und 
erwOnschl 



. . 
c. Dachayfbauten. QachlinschnjUo und Zwor:chglebol 

SO 1 Dachgawben und Dacheinschnitte dOrfen nur Im untersten Dachgeschoß des 
Daches bzw. nur m der unteren Reihe der Dachflache und somit nicht überein· 
ander angeoronet bzw. erstellt werden. 
Weiterhin geiler nachstehende Beschrankungen: 
- Es sind nur &:tt!eppgauben zugelassen 
- Die Summe dEr Breiten aller Dachgauben und Dacheinschnitte einer Gebaude· 
seite darf hOc~stens 40 % der dazugeborenden Dachlange betragen . 

• ZWischen der einzelnen Dachgauben, Dacheinschnitten sowie zwischen DaC:h· 
gauben und Dacheinschnitten muß mindestens ein Abstand von 1,5 m 
erbaltern btei~r 

- Die Breite der e•nzelnen Dachgaube oder des einzelnen Dacheinschnittes darf 
hOchstens 2,5 m betragen 

- Dachg;:~uben ~d mitgleichem Material und ln gleicher Farbe wie das Hauptdach 
einzudecken bzw.zu gestalten. 

• Der Abstand der Dachgaube oder des Dacheinschnittes von der Giebelseite 
( Ortgang ) muß mindestens 1,6 m betragen. 

· Oie BrOstungen der Dacheinschnitte sind in gleicher Nergung und gleichem 
Material wie das Dach auszufOhren. 

- Die Dachflache unterhalb der Dacheinschnitte muß in der Dachflache gemess.en 
mindestens 0,6 m ( 2 Ziegelreihen ) betragen. 

Zwerclilgiebel sind nicht zugelassen. 
Ausnahmswelse kOnnen Zwerchgiebe( an der Hangseite ( Nordseite ) der Ge·Mude 
zugelassen werden, wenn die Summe der Breiten aller Oachaufbauten, Dach ein· 
schnitte und Zwerchgiebel nicht mehr als 40% der dazugehörenden Dachlänge 
betragt· und der e1nzelne Zwerchgiebel nicht mehr als 4,0 m mißt. 

S 0 2 Dachaufbauten. Dacheinschnitte und Zwerchgiebel sind mit folgenden Einschr3n· 
kungern zugelassen: 
• Die S·umme der Breiten aller Dachgauben, Dacheinschnitte llnd Zwerchgiebel 
einer Gebl!udeseite darf höChstens 40 % der da~ugehörenden Dachlange be­
tragen. 

·Zwischen den einzelnen Dachgauben, Dacnelnschnltten und Zwerchgiebeln 
muß mindestens ein Abstand von 1,5 m erhalten bleiben. 

- Oie ereile der einzelnen Dachgaube, oes ein.zelnen Di!cheinschnines oder 
Zwerchgiebels darf hOchstens 4,0 m betragen 

• Der Abstand der Dachgaube, des Dacheinschnittes oder des Zwerchglebels von 
der G·iebelseite ( Ortgang ) muß mindestens 1,5 m betragen. 

- die Oberkante der Dachgaube muß mindestens 1,0 m unterhalb: bei Schlepp­
gauben mindestens 0,5 m unterhalb des Hauptfirstes liegen ( vertikaler Abs~and ). 

1.1.1.2 ln den Baugebietsteilen WA 1 sowle Gb 1 und Gb 2 

a. Dachform , Dac:tmejgung, DachvorspcQnoe 
( Entsprechend Eintrag im Lageplan ) 
- Schemazeichnungen siehe Textteil I 2.4 c-

Hayptgebaude 

DF = Hinweise: Die Gestaltung des obersten Geschosses und des Daches ist als 
Richtlinie in Schemazeichnungen dargestellt (siehe Texttell Nr. I. 2.4 ). 
Die Dachflachen sind entsprechend Textteil Nr.l. 17.1 " pfg 3" zu be­
grOnen. 

Es sind nur Satteidscher sowie versetzte Satteldach er und Pultdach er mit einer 
Dachneigung bis zu 9 • zulassig. 
Die Dachnache des obersten Geschosses oder obersten Vollgeschosses mvß 
an allen zurOckge&taffelten Bereichen einen Dachvorsprung von mindestens 
0,6 m erhaHen. 

b. Gestaltung des obersten Geschosses 
Das jeweils oberste Geschoß oder Vollgeschoß des Hauptbaukörpers ist an mindestens 
70 % der Gebäudeseiten um mindestens 1,2 m von den Außenseiten des darunterliegen­
den Geschosses zurOckzustaffeln. 



1 1.2 Eauadengestaltung 

Yerk!ejdung: 
Die Vekleidung der Außenflachen der Gebaude mit poliertell und spiegelden Materialien sowie 
die Verwendung glasierter Keramik und engobierter Spaltklinker ist nicht :!:ugelassen. 

fill txlebung 
Die Außenfassaden der Gebaude ( Putzflachen ) sind in heiJen erdfarbengebrochenen Tönen 
aus:!:ufilhren. · 

1.1.3 Gqbäudetjef~ 

G T = ln den Baugebietsteilen der allgemeinen Wohnseolete WA 1, WA 2 und WA. 3 
ist die Geb!ludetiefe des Hauptbaukörpers auf 12,5 m als Höehsunaß beschrankt 
Vorbauten dOrfen bis zu 1 ,5 m Ober die festgesetzte Geb!ludetiefe hlnausragen, 
wenn ihre Langen insgesamt nicht mehr als 40 % der Jeweiligen Gebäudewand 

des Hauptbaukörpers messen. 

1.1.4 Gestaltyng der Stellplätze 

Offene private Stellplatze sowie offene Gemeinschaftsstellplatze dOrfen nur mrt wasser­
durchlassigen Selagen hergestellt werden. 
Ausnahmen für Behindertenstellplätze können zugelassen werden. 

1.2 Elnfr/edjgungeo ( § 7 4 Abs. 1 Nr. 3 LBO ) 

Enllang Offeollicner Verkehrsflachen 
Entlang der öffentlichen Straßenverkehrsflachen bis zu etnem Abstand von 0,5 m von der 
Grenze dOrfen Mauem nur bis zu einer Höhe von max 0.5 m und Z!lune nur bis w einer 
Höhe von max. 0 .9 m Ober der jeweiligen Höhe der Verkehrsfläche erstellt werden. 

1.3 Außenantennen ( § 74 Abs. 1 Nr: 4 LBO ) 

Pro Gebaude 1st nur e)ne Außenantenne zulassig. 

1.4 Freileitungen ( § 7 4 Abs. 1 Nr. 5 LSO ) 

Niederspannungsfreileitungen sind nicht zugelassen. 

2. Stellp !atzverpmchl uog ( § 74 Abs. 2 LBO) 

Die Verpftichtung z.ur Herstellung von Stellplatzen für Wohnungen nach § 37 Abs. 1 LBO 
wird wie folgt festgelegt: 
- For Wohngebaude mit nur einer Wohnung sind fOr diese Wohnung mindestens 2 geeign ete 

Stellplatze herzustellen. 
- FOr Gebaude mit mehr als einer Wohnung s tnd pro Wohnung mindestens 1,5 geeignete 

Stellplatze herzustellen. 
Sofern sich bei der Ermittlung der herzustellenden Stellplatze keine ganzzahlige Stellplatz­

anzahl ergibt, Ist aufzurunden. 

3. Ök ologische Yo'[schritten ( § 74 Abs. 3 LBO ) 

Bodenayshl!b. Höhenlage der BaugrundstOcke ( § 74 Abs. 3 Nr. 1 LBO) 
Zur Vermeidung aoerschossigen Bodenaushubs darf die Höhenlage der SaugruMstacke 
zur Verwendung des Aushubmaterials bis zu einer Höhe von Maximal 1,0 m gegenOber dem 
natürlichen Geland.e aufgescllOttet werden. 
GegenOber den öffentlichen Verkehrsflachen sind flache Böschungen anzulegen, 
Die AufschOtlungen sind gegenOber Nachbargrundstocken 11nzugleichen. 
Die Gelandeoberflache der BaugrundstOcke ist entlang der Gebaudewande mindestens 
bis zu 0,3 m unterhalb der ErdgeschoßfußbodenhOhe anzutollen. 

111. Kennzeichnungen ( § 9 Abs. 5 BauGB ) 
1. Larmimmis'iionen· 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine Flache dargestellt und gekennzeichnet, 
bei deren Bebauung besondere Vorkehrungen zum Schutz vor sch!ldfic!'len Umwelteinwir­
kungen zu treffen s ind ( Larmschutz ). 



IV. Hinweise 

1. YV.a~serwirtschaft und Grundwasserschutz 
Jegliche Maßnahmen. die das Grundwasser berühren könnten, bedürfen der wasserrecht­
lichen Genehmigung. 
Das Gebiet des Bebauungsplanes liegt innerhalb des Wasserschutzgebietes Zone 11 1 . 

2. Bodenschutz 
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes ( BodSchG ) 
insbesondere auf § 4 wird verwiesen. 

3. Denkmalschutz 
Beim Vollzug der Planung können bisherunbekannte Bodenfunde entdeckt werden. 
Diese slnd unverzüglich dem Landesdenkmalamt oder der Gemeinde anzuzeigen. 
Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktages nach der Anzeige 
in unverändertem Zustand zu halten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das 
Landesdenkmalamt mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. ( § 20 Denkmal­
schutzgesetz ) 

4. Pflichten des Eigentümers: ( § 126 Abs. 1 BauGB ) 
Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungs­
körper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper sowie Kennzeichen und 
Hinweisschilder für Erschließungsanlagen auf seinem GrundstOck zu dulden. 

5. Altrasten 
Bodenbelastungen sind nicht bekannt. Sollte dennoch bei Erdarbeiten belasteter Boden 
angetroffen werden, so sind unverzüglich das Amt fOr Wasserwirtschaft und Bodenschutz 
zu benachrichtigen und die Arbeiten im betroffenen Bereich einzustellen. 
Auf das Merkblatt "Abfallwirtschaft und Altlasten" des Amtes fOr Wasserwirtschaft und 
Bodenschutz wird verwiesen. 

6. Energiegewinnung 
Aus Gründen der Umweltvorsorge sind regenerative Energiesysteme erwünscht 
Im Rahmen der Festsetzungen sind diese Anlagen zulässig . 

7. Dachflächenwasser 
Die Nutzung und das Auffangen bzw. Sammeln des Niederschlagwassers in Zisternen 
ist erwünscht und wird zur Entlastung der öffentlichen Entwässerungsanlagen empfohlen. 

8. Ordnungswidrigkeiten 
Verstöße gegen die örtlichen Bauvorschriften ( § 74 LBO) werden als Ordnungswidrigkeiten 
nach § 75 Abs. 2 LBO behandelt. 


